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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozessordnung 

 Auskunft über Stamm- und Zugangsdaten 

 § 76a. (1) Anbieter von Kommunikationsdiensten sind auf Ersuchen von 
kriminalpolizeilichen Behörden, Staatsanwaltschaften und Gerichten, die sich auf 
die Aufklärung des konkreten Verdachts einer Straftat einer bestimmten Person 
beziehen, zur Auskunft über Stammdaten eines Teilnehmers (§ 90 Abs. 7 TKG) 
verpflichtet. 

 (2) Gleiches gilt auf Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 102) für die 
Auskunft über Stammdaten und Zugangsdaten nach § 99 Abs. 5 Z 2 TKG. Die 
Bestimmungen der §§ 138 Abs. 5 und 139 gelten für diese Anordnung sinngemäß. 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung sowie Überwachung von Nachrichten und von 

Personen 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, Auskunft über Vorratsdaten sowie Überwachung 

von Nachrichten und von Personen 

Definitionen Definitionen 

§ 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind § 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

  2a. „Auskunft über Vorratsdaten“ die Erteilung einer Auskunft über Daten, 
die Anbieter von öffentlichen Kommunikationsdiensten nach Maßgabe 
des § 102a Abs. 2 bis 4 TKG zu speichern haben und die nicht nach § 99 
Abs. 2 TKG einer Auskunft nach Z 2 unterliegen, 

 3. und 4. …  3. und 4. … 

 5. “Ergebnis” (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft 
oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die Daten einer 
Nachrichtenübermittlung oder des Inhalts übertragener Nachrichten (Z 2 
und 3) und die Bild- oder Tonaufnahme einer Überwachung (Z 4). 

 5. „Ergebnis” (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft 
oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, Vorratsdaten oder des Inhalts übertragener 
Nachrichten (Z 2 bis 3) und die Bild- oder Tonaufnahme einer 
Überwachung (Z 4). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, sowie Überwachung von Nachrichten 

Beschlagnahme von Briefen, Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung, Auskunft über Vorratsdaten sowie Überwachung 

von Nachrichten 

§ 135. (1) … § 135. (1) … 

(2) 1. bis 3 … (2) 1. bis 3 … 

  4. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen zu erwarten ist, dass dadurch der 
Aufenthalt eines flüchtigen oder abwesenden Beschuldigten, der einer 
vorsätzlich begangenen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten 
strafbaren Handlung dringend verdächtig ist, ermittelt werden kann. 

 (2a) Auskunft über Vorratsdaten (§§ 102a und 102b TKG) ist in den Fällen 
des Abs. 2 Z 2 bis 4 zulässig. 

(3) 1. bis 3. … (3)1. bis 3. … 

 4. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen zu erwarten ist, dass dadurch der 
Aufenthalt eines flüchtigen oder abwesenden Beschuldigten, der einer 
vorsätzlich begangenen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten 
strafbaren Handlung dringend verdächtig ist, ermittelt werden kann. 

 4. in den Fällen des Abs. 2 Z 4. 

(3) … (3) … 

Gemeinsame Bestimmungen Gemeinsame Bestimmungen 

§137. (1) und (2) … § 137. (1) und (2) … 

(3) Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 und 136 dürfen nur für einen 
solchen künftigen, in den Fällen des § 135 Abs. 2 auch vergangenen, Zeitraum 
angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich erforderlich 
ist. Eine neuerliche Anordnung ist jeweils zulässig, soweit auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, dass die weitere Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Erfolg haben werde. Im Übrigen ist die 
Ermittlungsmaßnahme zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. 

(3) Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 und 136 dürfen nur für einen 
solchen künftigen, in den Fällen des § 135 Abs. 2 und 2a auch vergangenen, 
Zeitraum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich 
erforderlich ist. Eine neuerliche Anordnung ist jeweils zulässig, soweit auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die weitere Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Erfolg haben werde. Im Übrigen ist die 
Ermittlungsmaßnahme zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. 

§ 138. (1) Anordnung und gerichtliche Bewilligung einer Beschlagnahme von 
Briefen nach § 135 Abs. 1 haben die Bezeichnung des Verfahrens, den Namen des 
Beschuldigten, die Tat, deren der Beschuldigte verdächtig ist und ihre gesetzliche 
Bezeichnung sowie die Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass die Anordnung oder 
Genehmigung zur Aufklärung der Tat erforderlich und verhältnismäßig ist, 
anzuführen; Anordnung und Bewilligung einer Ermittlungsmaßnahme nach den 
§§ 135 Abs. 2 und 3 sowie 136 haben überdies zu enthalten: 

§ 138. (1) Anordnung und gerichtliche Bewilligung einer Beschlagnahme von 
Briefen nach § 135 Abs. 1 haben die Bezeichnung des Verfahrens, den Namen des 
Beschuldigten, die Tat, deren der Beschuldigte verdächtig ist und ihre gesetzliche 
Bezeichnung sowie die Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass die Anordnung oder 
Genehmigung zur Aufklärung der Tat erforderlich und verhältnismäßig ist, 
anzuführen; Anordnung und Bewilligung einer Ermittlungsmaßnahme nach den 
§§ 135 Abs. 2 bis 3 sowie 136 haben überdies zu enthalten: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 92 
Abs. 1 Z 3 TKG) und sonstige Diensteanbieter (§§ 13, 16 und 18 Abs. 2 des E - 
Commerce - Gesetzes, BGBl. I Nr. 152/2001) sind verpflichtet, Auskunft über 
Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer 
Überwachung von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken. 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 92 
Abs. 1 Z 3 TKG) und sonstige Diensteanbieter (§§ 13, 16 und 18 Abs. 2 des E - 
Commerce - Gesetzes, BGBl. I Nr. 152/2001) sind verpflichtet, Auskunft über 
Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) und über Vorratsdaten (§ 135 
Abs. 2a) zu erteilen und an einer Überwachung von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) 
mitzuwirken. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 

(5) Nach Beendigung einer Ermittlungsmaßnahme nach den §§ 135 Abs. 2 
und 3 sowie 136 hat die Staatsanwaltschaft ihre Anordnung und deren gerichtliche 
Bewilligung dem Beschuldigten und den von der Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Betroffenen unverzüglich zuzustellen. Die Zustellung kann 
jedoch aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck dieses oder eines 
anderen Verfahrens gefährdet wäre. Wenn die Ermittlungsmaßnahme später 
begonnen oder früher beendet wurde als zu den in Abs. 1 Z 4 genannten 
Zeitpunkten, ist auch der Zeitraum der tatsächlichen Durchführung mitzuteilen. 

(5) Nach Beendigung einer Ermittlungsmaßnahme nach den §§ 135 Abs. 2 
bis 3 sowie 136 hat die Staatsanwaltschaft ihre Anordnung und deren gerichtliche 
Bewilligung dem Beschuldigten und den von der Durchführung der 
Ermittlungsmaßnahme Betroffenen unverzüglich zuzustellen. Die Zustellung kann 
jedoch aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck dieses oder eines 
anderen Verfahrens gefährdet wäre. Wenn die Ermittlungsmaßnahme später 
begonnen oder früher beendet wurde als zu den in Abs. 1 Z 4 genannten 
Zeitpunkten, ist auch der Zeitraum der tatsächlichen Durchführung mitzuteilen. 

§ 140. (1) Als Beweismittel dürfen Ergebnisse (§ 134 Z 5), bei sonstiger 
Nichtigkeit nur verwendet werden, 

§ 140. (1) Als Beweismittel dürfen Ergebnisse (§ 134 Z 5), bei sonstiger 
Nichtigkeit nur verwendet werden, 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. in den Fällen der §§ 135 Abs. 1, Abs. 2 Z 2 und 3, Abs. 3 Z 2 bis 4 nur 
zum Nachweis einer vorsätzlich begangenen strafbaren Handlung, 
deretwegen die Ermittlungsmaßnahme angeordnet wurde oder hätte 
angeordnet werden können. 

 4. in den Fällen der §§ 135 Abs. 1, Abs. 2 Z 2 bis 4, Abs. 2a, Abs. 3 Z 2 bis 
4 nur zum Nachweis einer vorsätzlich begangenen strafbaren Handlung, 
deretwegen die Ermittlungsmaßnahme angeordnet wurde oder hätte 
angeordnet werden können. 

Schutz der geistlichen Amtsverschwiegenheit und von Berufsgeheimnissen Schutz der geistlichen Amtsverschwiegenheit und von Berufsgeheimnissen 

§ 144. (1) bis (2) … § 144. (1) bis (2) … 

(3) Ein Umgehungsverbot nach Abs. 1 erster Satz oder Abs. 2 besteht 
insoweit nicht, als die betreffende Person selbst der Tat dringend verdächtig ist. In 
einem solchen Fall ist für die Anordnung und Durchführung einer 
Ermittlungsmaßnahme in den Fällen des § 135 Abs. 2 und 3 sowie des § 136 
Abs. 1 Z  2 und 3 eine Ermächtigung des Rechtsschutzbeauftragten (§ 147 Abs. 2) 

(3) Ein Umgehungsverbot nach Abs. 1 erster Satz oder Abs. 2 besteht 
insoweit nicht, als die betreffende Person selbst der Tat dringend verdächtig ist. In 
einem solchen Fall ist für die Anordnung und Durchführung einer 
Ermittlungsmaßnahme in den Fällen des § 135 Abs. 2 bis 3 sowie des § 136 Abs. 1 
Z  2 und 3 eine Ermächtigung des Rechtsschutzbeauftragten (§ 147 Abs. 2) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Voraussetzung. Voraussetzung. 

Besondere Durchführungsbestimmungen Besondere Durchführungsbestimmungen 

§ 145. (1) bis (2) … § 145. (1) bis (2) … 

(3) Solange in Bild- oder Schriftform übertragene Ergebnisse einer 
Ermittlungsmaßnahme in den Fällen des § 135 Abs. 2 und 3 und des § 136 Abs. 1 
Z 2 und 3 nicht zum Akt genommen werden, sind sie samt den zugehörigen 
Anordnungen, gerichtlichen Bewilligungen und sonstigen Aktenstücken unter 
Verschluss aufzubewahren. Näheres hat der Bundesminister für Justiz durch 
Verordnung zu bestimmen. 

(3) Solange in Bild- oder Schriftform übertragene Ergebnisse einer 
Ermittlungsmaßnahme in den Fällen des § 135 Abs. 2 bis 3 und des § 136 Abs. 1 
Z 2 und 3 nicht zum Akt genommen werden, sind sie samt den zugehörigen 
Anordnungen, gerichtlichen Bewilligungen und sonstigen Aktenstücken unter 
Verschluss aufzubewahren. Näheres hat der Bundesminister für Justiz durch 
Verordnung zu bestimmen. 

Rechtsschutz Rechtsschutz 

§ 147. (1) 1. und 2. … § 147. (1) 1. und 2. … 

 2a. der Auskunft über Vorratsdaten nach § 135 Abs. 2a, 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 

(2) … (2) ... 

(3) Die Anordnung und die Bewilligung der im Abs. 1 angeführten 
Ermittlungsmaßnahme hat die Staatsanwaltschaft samt Kopien aller Aktenstücke, 
die für die Beurteilung der Anordnungsgründe von Bedeutung sein können, 
unverzüglich dem Rechtsschutzbeauftragten zu übermitteln. Diesem steht gegen 
eine Anordnung nach Abs. 1 Z 1 oder 2 Einspruch, gegen die Bewilligung einer 
Ermittlungsmaßnahme nach Abs. 1 Z 3 bis 5 Beschwerde zu; dieses Recht erlischt 
mit dem Ablauf der Rechtsmittelfrist des Beschuldigten. 

(3) Die Anordnung und die Bewilligung der im Abs. 1 angeführten 
Ermittlungsmaßnahme hat die Staatsanwaltschaft samt Kopien aller Aktenstücke, 
die für die Beurteilung der Anordnungsgründe von Bedeutung sein können, 
unverzüglich dem Rechtsschutzbeauftragten zu übermitteln. Diesem steht gegen 
eine Anordnung nach Abs. 1 Z 1 oder 2 Einspruch, gegen die Bewilligung einer 
Ermittlungsmaßnahme nach Abs. 1 Z 2a bis 5 Beschwerde zu; dieses Recht 
erlischt mit dem Ablauf der Rechtsmittelfrist des Beschuldigten. 

(4) bis (5) … (4) bis (5)… 

§ 381. (1) Z 1. bis 4. … § 381. (1) Z 1. bis 4. … 

 5. die Kosten einer Sicherstellung, einer Auskunft über Bankkonten und 
über Bankgeschäfte oder der Beschlagnahme von Briefen, der Auskunft 
über Daten einer Nachrichtenübermittlung und der Überwachung von 
Nachrichten gemäß §§ 111 Abs. 3, 116 Abs. 6 letzter Satz und 138 
Abs. 3, es sei denn, dass dies im Hinblick auf die Tat oder die Strafe eine 
unverhältnismäßige Härte bedeuten würde; 

 5. die Kosten einer Sicherstellung, einer Auskunft über Bankkonten und 
über Bankgeschäfte oder der Beschlagnahme von Briefen, der Auskunft 
über Daten einer Nachrichtenübermittlung, der Auskunft über 
Vorratsdaten und der Überwachung von Nachrichten gemäß §§ 111 
Abs. 3, 116 Abs. 6 letzter Satz und 138 Abs. 3, soweit diese 
Ermittlungsmaßnahmen einen erheblichen Beitrag zur Aufklärung der Tat 
geleistet haben; 

 6. bis 9. …  6. bis 9. … 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 514. (1) bis (14) … § 514. (1) bis (14) … 

 „(15) §§ 76a, 134 Z 2a und 5, 135, 137 Abs. 3, 138 Abs. 1, Abs. 2 und 
Abs. 5, 140 Abs. 1 Z 4, 144 Abs. 3, 145 Abs. 3, 147 Abs. 1 und 3 und § 381 
Abs. 1 Z 5 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xx/2011 treten mit 
xx.xxx 2011 in Kraft. 

Artikel 2 

Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes 

Zulässigkeit der Verarbeitung Zulässigkeit der Verarbeitung 

§ 53. (1) bis (3)… § 53. (1) bis (3)… 

(3a) Die Sicherheitsbehörden sind berechtigt, von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2003 - 
TKG 2003, BGBl. I Nr. 70) und sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-
Commerce-Gesetz - ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) Auskunft zu verlangen über 

 1. Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten Anschlusses, 

 2. Internetprotokolladresse (IP-Adresse) zu einer bestimmten Nachricht und 
den Zeitpunkt ihrer Übermittlung sowie 

 3. Namen und Anschrift eines Benutzers, dem eine IP-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, 

wenn bestimmte Tatsachen die Annahme einer konkreten Gefahrensituation 
rechtfertigen und sie diese Daten als wesentliche Voraussetzung für die Erfüllung 
der ihnen nach diesem Bundesgesetz übertragenen Aufgaben benötigen. Die 
Bezeichnung eines Anschlusses nach Z 1 kann für die Erfüllung der ersten 
allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder die Abwehr gefährlicher Angriffe auch 
durch Bezugnahme auf ein von diesem Anschluss geführtes Gespräch durch 
Bezeichnung eines möglichst genauen Zeitraumes und der passiven 
Teilnehmernummer erfolgen. Die ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskunft 
unverzüglich und kostenlos zu erteilen. 

(3a) Die Sicherheitsbehörden sind berechtigt, von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2003 - 
TKG 2003, BGBl. I Nr. 70) und sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-
Commerce-Gesetz - ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) Auskünfte zu verlangen: 

 1. über Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten 
Anschlusses wenn dies zur Erfüllung der ihnen nach diesem Bundesgesetz 
übertragenen Aufgaben erforderlich ist, 

 2. über die Internetprotokolladresse (IP-Adresse) zu einer bestimmten 
Nachricht und den Zeitpunkt ihrer Übermittlung, wenn sie diese Daten als 
wesentliche Voraussetzung zur Abwehr einer konkreten Gefahr für das 
Leben, die Gesundheit oder die Freiheit eines Menschen im Rahmen der 
ersten allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr allgemeiner 
Gefahren (§ 16) benötigen, 

 3. über Namen und Anschrift eines Benutzers, dem eine IP-Adresse zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, wenn sie diese Daten als 
wesentliche Voraussetzung zur Abwehr einer konkreten Gefahr für das 
Leben, die Gesundheit oder die Freiheit eines Menschen im Rahmen der 
ersten allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr allgemeiner 
Gefahren (§ 16) benötigen, auch wenn hiefür die Verwendung von 
Vorratsdaten gemäß § 99 Abs. 5 Z 4 iVm § 102a TKG 2003 erforderlich 
ist, 

 4. über Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten 
Anschlusses durch Bezugnahme auf ein von diesem Anschluss geführtes 
Gespräch durch Bezeichnung eines möglichst genauen Zeitraumes und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der passiven Teilnehmernummer, wenn dies zur Erfüllung der ersten 
allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr gefährlicher Angriffe 
erforderlich ist. 

(3b) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass eine 
gegenwärtige Gefahr für das Leben oder die Gesundheit eines Menschen besteht, 
sind die Sicherheitsbehörden zur Hilfeleistung oder Abwehr dieser Gefahr 
berechtigt, von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste Auskunft über 
Standortdaten und die internationale Mobilteilnehmerkennung (IMSI) der von dem 
gefährdeten Menschen mitgeführten Endeinrichtung zu verlangen sowie 
technische Mittel zu ihrer Lokalisierung zum Einsatz zu bringen. Die 
Sicherheitsbehörde trifft die Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit des 
Auskunftsbegehrens, dessen Dokumentation dem Betreiber unverzüglich, 
spätestens innerhalb von 24 Stunden nachzureichen ist. Die ersuchte Stelle ist 
verpflichtet, die Auskünfte unverzüglich und gegen Ersatz der Kosten nach § 7 Z 4 
der Überwachungskostenverordnung – ÜKVO, BGBl. II Nr. 322/2004, zu erteilen. 

(3b) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass eine 
gegenwärtige Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die Freiheit eines 
Menschen besteht, sind die Sicherheitsbehörden zur Hilfeleistung oder Abwehr 
dieser Gefahr berechtigt, von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste 
Auskunft über Standortdaten und die internationale Mobilteilnehmerkennung 
(IMSI) der von dem gefährdeten Menschen mitgeführten Endeinrichtung zu 
verlangen, auch wenn hiefür die Verwendung von Vorratsdaten gemäß § 99 Abs. 5 
Z 3 iVm §102a TKG 2003 erforderlich ist, sowie technische Mittel zur 
Lokalisierung der Endeinrichtung zum Einsatz zu bringen. 

(3c) Die Sicherheitsbehörden sind zur Vorbeugung und Abwehr gefährlicher 
Angriffe gegen die Umwelt berechtigt, von Behörden des Bundes, der Länder und 
Gemeinden Auskünfte über von diesen genehmigte Anlagen und Einrichtungen zu 
verlangen, bei denen wegen der Verwendung von Maschinen oder Geräten, der 
Lagerung, Verwendung oder Produktion von Stoffen, der Betriebsweise, der 
Ausstattung oder aus anderen Gründen besonders zu befürchten ist, dass im Falle 
einer Abweichung der Anlage oder Einrichtung von dem der Rechtsordnung 
entsprechenden Zustand eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit mehrerer 
Menschen oder in großem Ausmaß eine Gefahr für Eigentum oder Umwelt 
entsteht. Die ersuchte Behörde ist verpflichtet, die Auskunft zu erteilen. 

(3c) In den Fällen der Abs. 3a und 3b trifft die Sicherheitsbehörde die 
Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit des Auskunftsbegehrens. Die 
ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskünfte unverzüglich und im Fall des 
Abs. 3b gegen Ersatz der Kosten nach der Überwachungskostenverordnung – 
ÜKVO, BGBl. II Nr. 322/2004, zu erteilen. Im Falle des Abs. 3b hat die 
Sicherheitsbehörde dem Betreiber überdies unverzüglich, spätestens innerhalb von 
24 Stunden eine schriftliche Dokumentation nachzureichen. In den Fällen des 
Abs. 3a Z 3 sowie Abs. 3b ist die Sicherheitsbehörde verpflichtet, 
den Betroffenen darüber zu informieren, dass eine Auskunft zur Zuordnung seines 
Namens oder seiner Anschrift zu einer bestimmten IP-Adresse (§ 53 Abs. 3a 
Z 3) oder zur Standortbeauskunftung (§ 53 Abs. 3b) eingeholt wurde, sofern hiefür 
die Verwendung von Vorratsdaten gemäß § 99 Abs. 5 Z 3 oder 4 iVm § 102a 
TKG 2003 erforderlich war. Dabei sind dem Betroffenen nachweislich und 
ehestmöglich die Rechtsgrundlage sowie das Datum und die Uhrzeit der Anfrage 
bekannt zu geben. Die Information Betroffener kann aufgeschoben werden, 
solange durch sie der Ermittlungszweck gefährdet wäre, und kann unterbleiben, 
wenn der Betroffene bereits nachweislich Kenntnis erlangt hat oder die 
Information des Betroffenen unmöglich ist. 

 (3d) Die Sicherheitsbehörden sind zur Vorbeugung und Abwehr gefährlicher 
Angriffe gegen die Umwelt berechtigt, von Behörden des Bundes, der Länder und 
Gemeinden Auskünfte über von diesen genehmigte Anlagen und Einrichtungen zu 
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verlangen, bei denen wegen der Verwendung von Maschinen oder Geräten, der 
Lagerung, Verwendung oder Produktion von Stoffen, der Betriebsweise, der 
Ausstattung oder aus anderen Gründen besonders zu befürchten ist, dass im Falle 
einer Abweichung der Anlage oder Einrichtung von dem der Rechtsordnung 
entsprechenden Zustand eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit mehrerer 
Menschen oder in großem Ausmaß eine Gefahr für Eigentum oder Umwelt 
entsteht. Die ersuchte Behörde ist verpflichtet, die Auskunft zu erteilen. 

(4) und (5)… (4) und (5)… 

Befassung des Rechtsschutzbeauftragten Befassung des Rechtsschutzbeauftragten 

§ 91c. (1) Die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, den 
Rechtsschutzbeauftragten von jeder Ermittlung personenbezogener Daten durch 
verdeckte Ermittlung (§ 54 Abs. 3), durch den verdeckten Einsatz von Bild- oder 
Tonaufzeichnungsgeräten (§ 54 Abs. 4), durch Verarbeiten von Daten, die andere 
mittels Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten er- und übermittelt haben 
(§ 53 Abs. 5) unter Angabe der für die Ermittlung wesentlichen Gründe in 
Kenntnis zu setzen. Für derartige Maßnahmen im Rahmen der erweiterten 
Gefahrenerforschung gilt Abs. 3. Darüber hinaus ist der Rechtsschutzbeauftragte 
über Auskunftsverlangen (§ 53 Abs. 3a Z 2 und 3, Abs. 3a zweiter Satz und 3b) 
sowie über den Einsatz von Kennzeichenerkennungsgeräten (§ 54 Abs. 4b) zu 
informieren. 

§ 91c. (1) Die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, den 
Rechtsschutzbeauftragten von jeder Ermittlung personenbezogener Daten durch 
verdeckte Ermittlung (§ 54 Abs. 3), durch den verdeckten Einsatz von Bild- oder 
Tonaufzeichnungsgeräten (§ 54 Abs. 4), durch Verarbeiten von Daten, die andere 
mittels Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten er- und übermittelt haben 
(§ 53 Abs. 5) unter Angabe der für die Ermittlung wesentlichen Gründe in 
Kenntnis zu setzen. Für derartige Maßnahmen im Rahmen der erweiterten 
Gefahrenerforschung gilt Abs. 3. Darüber hinaus ist der Rechtsschutzbeauftragte 
über Auskunftsverlangen (§ 53 Abs. 3a Z 2 bis 4 und 3b), die Information 
Betroffener (§ 53 Abs. 3c), den Einsatz technischer Mittel zur Lokalisierung einer 
Endeinrichtung (§ 53 Abs. 3b) sowie den Einsatz von 
Kennzeichnerkennungsgeräten (§ 54 Abs. 4b) ehestmöglich zu informieren. Dem 
Rechtschutzbeauftragten obliegt die Prüfung der nach diesem Absatz erstatteten 
Meldungen. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

Rechte und Pflichten des Rechtsschutzbeauftragten 

§ 91d. (1) und (2)… 

Rechte und Pflichten des Rechtsschutzbeauftragten 

§ 91d. (1) und (2) … 

(3) Nimmt der Rechtsschutzbeauftragte wahr, dass durch Verwenden 
personenbezogener Daten Rechte von Betroffenen verletzt worden sind, die von 
dieser Datenverwendung keine Kenntnis haben, so ist er zu deren Information 
oder, sofern eine solche aus den Gründen des § 26 Abs. 2 des DSG 2000 nicht 
erfolgen kann, zur Erhebung einer Beschwerde an die Datenschutzkommission 
nach § 90 befugt. 

(3) Nimmt der Rechtsschutzbeauftragte wahr, dass durch Verwenden 
personenbezogener Daten Rechte von Betroffenen verletzt worden sind, die von 
dieser Datenverwendung keine Kenntnis haben, so ist er zu deren Information 
oder, sofern eine solche aus den Gründen des § 26 Abs. 2 des DSG 2000 nicht 
erfolgen kann, zur Erhebung einer Beschwerde an die Datenschutzkommission 
nach § 90 verpflichtet. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 94. (1) bis (29)… § 94. (1) bis (29)… 
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 (30) §§ 53 Abs. 3a, 3b, 3c und 3d, 91c Abs. 1 sowie 91d Abs. 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2011 treten mit xx.xxx 2011 in Kraft. 

 


